
waitungsaktes nicht nur die Verpflichtung der in ihm 
angegebenen Personen, einen Vertrag abzuschließen, 
sondern auch die Entstehung anderer zivilrechtlicher 
Verpflichtungen, die neben oder vor dem Abschluß des 
Vertrages bestehen. Die Zivilrechtler, die diese Ansicht 
vertreten, sind allerdings verschiedener Meinung dar­
über, welche zivilrechtlichen Verpflichtungen, abge­
sehen von der Verpflichtung, einen Vertrag abzu­
schließen, aus dem Verwaltungsakt entstehen. Einige 
meinen, daß in diesem Falle nicht nur die Verpflichtung 
entsteht, den Vertrag abzuschließen, sondern auch die 
zivilrechtliche Verpflichtung gegenüber dem Kontra­
henten, unabhängig von dem Vertragsabschluß, alles 
für die Erfüllung des Vertrages Notwendige zu tun0). 
Andere sind der Ansicht, daß auf Grund des Verwal­
tungsaktes die zivilrechtliche Verpflichtung der Be­
teiligten entsteht, ohne den Vertragsabschluß abzu­
warten, mit der Erfüllung der Planaufgabe zu beginnen, 
da eine Streitigkeit über den Vertragsabschluß die 
Erfüllung des Planes nicht verzögern dürfe* 10). Die Ver­
treter dieses Standpunktes weisen lediglich auf die Arbi­
tragepraxis der Jahre 1938 bis 1947 hin, in der die 
Organe der Arbitrage nur auf Grund des Pla­
nungsaktes regelmäßig auf Schadensersatz erkannten 
und auch Sanktionen für die Nichtlieferung von Waren 
zusprachen, selbst dann, wenn die Beteiligten keinen 
Liefervertrag abgeschlossen hatten. Diese Praxis der 
wirtschaftlichen Organisationen und der Arbitrage­
organe war sicher mit die Ursache dafür, daß diese 
Ansicht in der sowjetischen zivilrechtlichen Literatur 
eine so weite Verbreitung gefunden hat. Indessen ver­
einbart sich dieser Standpunkt in keiner Weise mit 
dem Gesetz. In den Normativakten, die die Waren­
lieferungsverhältnisse regeln, finden wir nichts, was 
dafür spricht, daß die gegenseitigen Warenlieferungs­
verhältnisse der Beteiligten unmittelbar aus dem Pla­
nungsakt entstehen (von den speziellen, gesetzlich vor­
gesehenen Fällen abgesehen). Im Gegenteil, die gesetz­
geberischen und die normativen Maßnahmen, die diese 
Beziehungen regeln, bestimmen, daß Beziehungen der 
Beteiligten auf Warenlieferung und Dienstleistungen 
nur auf Grund von Verträgen hergestellt werden 
dürfen11).

Heute wird die Praxis der vertragslosen Lieferungen 
entschieden verworfen. Die früher für einige Waren­
gruppen bestehenden Regelungen über vertragslose 
Lieferungen sind außer Kraft gesetzt. Mit Ausnahme 
der Warenlieferungen für den Export dürfen heute die 
staatlichen sozialistischen Organisationen nur noch auf 
Grund von Verträgen bestellen und liefern. Verworfen 
ist auch die unrichtige Praxis der staatlichen Arbi­
trage, die mehrere Jahre lang eine Reihe wichtigster 
Fragen bezüglich der vorvertraglichen Streitigkeiten 
zwischen den Wirtschaftsorganen nicht klärte, darunter 
die Streitigkeiten, die durch Weigerung der Wirt­
schaftsorgane, einen Vertrag abzuschließen, entstanden 
waren12 * *). Das gegenwärtig geltende Vertragssystem 
zwischen den sozialistischen Organen beruht völlig auf 
den Grundsätzen, die in der Verordnung des ZEK und 
des RdVK vom 18. Februar 1931 und in der Gesetz­
gebung über die Kreditreform festgelegt wurden. Es 
erhöht die Verantwortung jedes Wirtschaftsorgans, die
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Vertragsdisziplin einzuhalten, und statuiert die Ver­
antwortlichkeit der übergeordneten Organisationen für 
die rechtzeitige Herausgabe der Planaufgabe an die 
Ausführenden (Angabe der Spezifikationen, Ausstel­
lung der Lieferanordnungen usw.), für den recht­
zeitigen Abschluß der Verträge durch die unteren 
Organisationen mit ihren Kontrahenten usw.

Wir meinen, daß auf Grund der jetzt an die Wirt­
schaftsverträge gestellten Anforderungen der in der 
sowjetischen zivilrechtlichen Literatur vorherrschende 
Standpunkt zu der Frage des Verhältnisses zwischen 
Verwaltungsakt und Vertrag nicht gebilligt werden 
kann. Wenn man nämlich der Auffassung ist, daß aus 
dem Verwaltungsakt, unabhängig vom Vertrags­
abschluß, auch die zivilrechtliche Verpflichtung entsteht, 
mit der Erfüllung zu beginnen, alles Erforderliche für 
die Erfüllung zu tun u. ä., wenn man anerkennt, daß 
Verzögerungen beim Vertragsabschluß sich nicht auf 
die Erfüllung auswirken dürfen und daß der Kontra­
hent, der den Vertrag nicht abschließt, die Lieferung 
verlangen und sogar Sanktionen für die Nichtlieferung 
fordern kann, welche Antriebe bleiben dann noch für 
den Vertragsabschluß? Wenn der Käufer gewiß ist, 
daß er die ihm durch Planungsakt im voraus zuge­
sprochenen Produkte unabhängig vom Vertragsabschluß 
in völlig gleicher Weise erhält, wenn er das Recht hat, 
site zu erhalten, wenn dieses sein Recht mit zivilrecht­
lichen Sanktionen ausgestattet ist, dann wird er schwer­
lich am rechtzeitigen Abschluß des Vertrages interes­
siert sein. Weiter, wenn der Käufer die Erfüllung der 
Lieferverbindlichkeit auch vor Abschluß des Vertrages 
erlangen kann, so kann offenbar auch der Lieferer, der 
keinen Vertrag abgeschlossen hat, die Bezahlung der 
Produkte verlangen, die er auf Grund des Planes ohne 
Vertragsabschluß geliefert hat. Somit wird ein weites 
Feld für vertragslose Verhältnisse geschaffen, und der 
Vertrag erlangt für die Beteiligten nicht die Bedeu­
tung, die er entsprechend den gesetzlichen Vorschriften 
haben muß.

Die Vertreter des hiermit abgelehnten Standpunktes 
bringen zu ihrer Verteidigung häufig das Argument vor, 
daß Verzögerungen beim Vertragsabschluß sich nicht 
auf die Erfüllung des Planes auswirken, wenn sich die 
Praxis entsprechend verhält. Diesem Argument kann 
man in keiner Weise zustimmen. Das System der Ver­
waltung der sozialistischen Wirtschaft und der gesamte 
Mechanismus des Systems der wirtschaftlichen Rech­
nungsführung schaffen eine Reihe von Möglichkeiten, 
um auf die sozialistischen Organisationen zum Zwecke 
der Sicherung der Erfüllung der ihnen auferlegten 
Planaufgaben einzuwirken. Die zivilrechtlichen Sank­
tionen eines Schuldverhältnisses, das ohne Vertrag ent­
steht, sind in diesen Fällen ein völlig unnötiges und 
schädliches Mittel. Schädlich deshalb, weil es die Ver­
tragsdisziplin untergräbt, weil es Zivilrechtsverhält­
nisse zuläßt, die nach dem Gesetz durch Verträge zu 
regeln sind, aber nicht durch sie geregelt werden, weil 
es die Umgehung der gesetzlichen Vorschriften er­
möglicht, die für die auf Warenlieferung und Dienst­
leistungen bezüglichen Verhältnisse der sozialistischen 
Organisationen untereinander zwingend die Form des 
Vertrages vorschreiben. Das „Problem“ der Verzögerung 
des Vertragsabschlusses entsteht gerade deswegen, weil 
infolge der Möglichkeit, die Leistung auch ohne Ver­
trag zu erhalten, der Antrieb für seinen rechtzeitigen 
Abschluß fehlt. Eine solche Möglichkeit verführt zu 
einem nachlässigen Verhalten gegenüber dem Vertrag 
und begünstigt Verzögerungen beim Abschluß der Ver­
träge. Viele Zivilrechtler nehmen einzelne Fälle 
schlechter Vertragsdisziplin und der Verzögerung beim 
Vertragsabschluß zur Grundlage, um die Schluß­
folgerung zu ziehen, daß der Planungsakt, abgesehen 
von der Verpflichtung, den Vertrag abzuschließen, be­
reits gewisse zivilrechtliche Verpflichtungen zur Folge 
hat. Solche Versuche, die Beteiligten von den nach­
teiligen Folgen des nicht rechtzeitigen Vertragsab­
schlusses zu befreien, führen dazu, daß die Verzögerung 
des Vertragsabschlusses als eine gewöhnliche, alltäg­
liche Erscheinung angesehen wird.

Welche Verpflichtungen entstehen nun wirklich aus 
dem Verwaltungsakt, durch den über plankontingentierte 
Produkte verfügt wird?

So wie alle staatlichen Verwaltungsakte begründen 
auch die Planungsakte, mit denen plankontingentierte
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